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Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Grundsicherung für Arbeitssuchende

EU-Ausländerin

Bedarfsgemeinschaft

Aufenthaltsrechte

Aufenthaltsrecht zur Wahrung der
familiären Lebensgemeinschaft

außergewöhnliche Härte i.S.v. § 36 Abs. 2
Satz 1 AufenthG

Leitsätze Eine nicht erwerbstätige EU-Ausländerin
kann ein zum Bezug von
Grundsicherungsleistungen berechtigtes
Aufenthaltsrecht zur Wahrung der
familiären Verhältnisse haben, wenn sie
in Deutschland mit ihrem dreijährigen
Kind und dessen über ein eigenes
Aufenthaltsrecht als Arbeitnehmer
verfügenden Vater zusammenlebt.

Normenkette AufenthG § 5

AufenthG § 29 Abs 1

AufenthG § 36 Abs 2

FreizügG/EU § 2

FreizügG/EU § 11 Abs 1

GG Art 6

SGB II § 7 Abs 1
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SGB II § 9

                             2 / 22

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/9.html


 

1. Instanz

Aktenzeichen S 53 AS 2894/17
Datum 08.07.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 AS 1070/20
Datum 21.03.2024

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Berlin
vom 8. Juli 2020 sowie der Bescheid des Beklagten vom 20. Januar 2017 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. Februar 2017
aufgehoben und der Beklagte verurteilt, der KlÃ¤gerin laufende
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r den
Monat Januar 2017 i. H. v. 166,15 â�¬, fÃ¼r den Monat Februar 2017 i. H.
v. 163,67 â�¬, fÃ¼r den Monat MÃ¤rz 2017 i. H. v. 164,34 â�¬, fÃ¼r den
Monat April i. H. v. 159,14 â�¬ und fÃ¼r den Monat Mai 2017 i. H. v.
211,14 â�¬ zu gewÃ¤hren.

Â 

Der Beklagte trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der
KlÃ¤gerin fÃ¼r das Klageverfahren vollstÃ¤ndig und fÃ¼r das
Berufungsverfahren zu 34 % .

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Â 

Tatbestand

Â 

Streitig ist, ob die KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Mai 2017 einen
Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten
Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II) hat.

DieÂ  1991 geborene KlÃ¤gerin hat die polnische StaatsangehÃ¶rigkeit und war in
den streitigen Monaten die damals noch unverheiratete LebensgefÃ¤hrtin des am 2.
Januar 1992 geborenen polnischen StaatsbÃ¼rgersÂ  Ji. Die KlÃ¤gerin und Herr J
sind die Eltern des amÂ  2013 in Polen geborenen Sohns O. Herr J war ausweislich
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der erweiterten Meldebescheinigungen des BezirksamtesÂ  vom 20. Mai 2016 seit
dem 1. MÃ¤rz 2015 und die KlÃ¤gerin mit dem gemeinsamen Sohn O seit dem 1.
Juni 2015 mit Zuzug aus Polen in der R Str. 114 im BezirkÂ  von Berlin gemeldet. Am
24. MÃ¤rz 2016 zog die KlÃ¤gerin gemeinsam mit Herrn J und O in eine im
ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Beklagten belegene Wohnung in der Wstr. um. Herr J
und die KlÃ¤gerin heirateten amÂ  August 2017 und wurden amÂ  Juni 2018 Eltern
des weiteren gemeinsamen Sohns E.

FÃ¼r ihre Zweizimmerwohnung in der Wstr.Â  mit einer WohnflÃ¤che von ca. 62,26
mÂ² und dezentraler Warmwasserversorgung (Durchlauferhitzer) hatte die Familie
nach dem Mietvertrag bis zum 31. MÃ¤rz 2017 eine Bruttowarmmiete vonÂ  610,00
â�¬ und ab dem 1. April 2017 von 623,50 â�¬ zu zahlen. Aufgrund einer
dreiÃ�igprozentigen Mietminderung zahlte die Familie im Streitzeitraum bis zum 30.
April 2017 tatsÃ¤chlich nur eine Bruttomiete von 427,00 â�¬. FÃ¼r den Monat Mai
2017 zahlte die Familie tatsÃ¤chlich 610,00 â�¬.

Â 

Herr J Ã¼bte ab dem 9. Januar 2016 eine geringfÃ¼gige abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung als KÃ¼chenaushilfe aus, und zwar in den Monaten Januar bis
MÃ¤rz und Mai 2016 in einem zeitlichen Umfang von 12 Stunden und im Juni und
Juli 2016 vonÂ  28 Stunden monatlich. Der Stundenlohn betrug 8,50 â�¬. Ab dem 1.
Juni 2016 arbeitete Herr J gegen einen Stundenlohn von 8,50 â�¬ zusÃ¤tzlich als
BÃ¼romitarbeiter, Fahrer und Beifahrer in einem regelmÃ¤Ã�igen zeitlichen
Umfang von 5 Stunden wÃ¶chentlich und ab dem 1. August 2016 in einem
regelmÃ¤Ã�igen zeitlichen Umfang von 14-15 Stunden wÃ¶chentlich bei der Firma
W.. 

Â 

Nach eigener KÃ¼ndigung des vorgenannten ArbeitsverhÃ¤ltnisses nahm Herr J ab
dem 11. Oktober 2016 eine VollzeitbeschÃ¤ftigung als Auslieferungsfahrer bei der
Firma TGmbH auf. Hieraus erzielte er ein Einkommen im Januar 2017 von 1.545,00
â�¬ brutto und 1.163,90 â�¬ netto, im Februar 2017 von 1.610,00 â�¬ brutto und
1.169,76 â�¬ netto, im MÃ¤rz 2017 von 1.606,88 â�¬ brutto und 1.168,19 â�¬
netto, im April 2017 von 1.589,55 â�¬ brutto und 1.180,48 â�¬ netto, sowie im Mai
2017 von 1.691,21 â�¬ brutto und 1.226,41 â�¬ netto. Der Lohn wurde jeweils im
Abrechnungsmonat ausgezahlt. Weiteres Einkommen erzielten die KlÃ¤gerin und
ihre Familie nicht.

Â 

FÃ¼r O bezog Herr J im Streitzeitraum das Kindergeld i. H. v. 192,00 â�¬ monatlich.

Â 

O besuchte seit dem 1. Februar 2016 eine KindertagesstÃ¤tte.
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Â 

Die KlÃ¤gerin und Herr J beantragten nach vorangegangenem Leistungsbezug vom
JobcenterÂ  und dem mit Zustimmung dieses Jobcenters erfolgten Umzug erstmals
im Mai 2016 Leistungen bei dem Beklagten. 

Dieser erlieÃ� am 20. Mai 2016 zunÃ¤chst einen Versagungsbescheid und lehnte
mit zwei getrennten Bescheiden vom 31. Mai 2016 die GewÃ¤hrung von
Leistungen einerseits gegenÃ¼ber Herrn J und O sowie andererseits gegenÃ¼ber
der KlÃ¤gerin ab. Die hiergegen gerichteten WidersprÃ¼che wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheiden vom 21. Juli 2016 zurÃ¼ck. Auch einen am 23. Juni 2016
gestellten Neuantrag lehnte der Beklagte mit Bescheid vom 11. Juli 2016 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober 2016 gegenÃ¼ber Herrn J
und O und mit Bescheid vom 29. Dezember 2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 13. Februar 2017 gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin ab. Zur
BegrÃ¼ndung der Leistungsablehnung bezog sich der Beklagte auf Â§ 7 Abs. 1 Satz
2 SGB II und fÃ¼hrte aus, Herr J habe kein Aufenthaltsrecht nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1
Alt. 1 des Gesetzes Ã¼ber die FreizÃ¼gigkeit von UnionsbÃ¼rgern (FreizÃ¼gG/EU),
weil er keine tatsÃ¤chliche und echte TÃ¤tigkeit ausÃ¼be. Auch O und die
KlÃ¤gerin verfÃ¼gten Ã¼ber kein Aufenthaltsrecht.

Â 

Aufgrund eines von Herrn J und der KlÃ¤gerin betriebenen einstweiligen
Rechtschutzverfahrens (Az.: S ) verpflichtete das Sozialgericht Berlin den Beklagten
mit Beschluss vom 8. September 2016 zur vorlÃ¤ufigen Leistungserbringung fÃ¼r
die Zeit vom 26. August bis zum 30. November 2016. 

Â 

Im Hauptsacheverfahren (Az.: S ) verurteilte das Sozialgericht den Beklagten mit
Urteil vom 27. August 2016, Herrn J und O fÃ¼r die Monate Juli und August 2016
und der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum von Juni bis November 2016 Leistungen nach
MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften zur gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte
es bezogen auf die KlÃ¤gerin aus, diese sei nicht nachÂ  Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II
von Leistungen ausgeschlossen, weil sie ein Aufenthaltsrecht aus Â§ 11 Abs. 1 Satz
5 FreizÃ¼gG/EU i. V. m. dem Auffangtatbestand des Â§ 7 Abs. 1 Satz 3 des
Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) als Partnerin des als Arbeitnehmer
freizÃ¼gigkeitsberechtigten Herrn J und Mutter von O habe. Das von dem Beklagten
gefÃ¼hrte Berufungsverfahren (Az.: L 3 AS 1753/19) endete mit einem Vergleich,
welcher im Wesentlichen zum Inhalt hat, dass das beigeladene BezirksamtÂ  von
Berlin als SozialhilfetrÃ¤ger die aufgrund des Beschlusses des Sozialgerichts Berlin
vom 8. September 2016 erbrachten Leistungen dem Beklagten zu erstatten hat und
die Familie der KlÃ¤gerin auf weitere LeistungsansprÃ¼che nach Â Â Â Â§ 23 Abs. 1
Satz 3 des ZwÃ¶lften Buchs des Sozialgesetzbuches (in der bis zum Â Â Â Â Â 28.
Dezember 2016 geltenden Fassung) gegen das Bezirksamt und der Beklagte auf
RÃ¼ckforderungsansprÃ¼che gegen Herrn J und O verzichtet. 
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Â 

Am 26. Oktober 2016 stellte die Familie der KlÃ¤gerin bei der Beklagten einen
Weiterbewilligungsantrag.

Â 

Mit Bescheid vom 20. Januar 2017 lehnte der Beklagte den Antrag gegenÃ¼ber
Herrn J und O mangels HilfebedÃ¼rftigkeit ab.

Â 

Mit weiterem Bescheid vom 20. Januar 2017 lehnte der Beklagte den Antrag der
KlÃ¤gerin unter Bezugnahme auf Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II ab.

Â 

Die hiergegen eingelegten WidersprÃ¼che von Herrn J und der KlÃ¤gerin wies der
Beklagte mit Widerspruchsbescheiden vom 13. Februar 2017 zurÃ¼ck.
GegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin fÃ¼hrte der Beklagte aus, diese sei nach Â§ 7 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 SGB II von Leistungen nach dem SGB II ausgeschlossen, weil sich ihr
Aufenthaltsrecht allein aus dem Zwecke der Arbeitssuche ergebe.

Â 

Ein von der KlÃ¤gerin und ihrer Familie vor dem Sozialgericht Berlin gefÃ¼hrtes
einstweiliges Rechtschutzverfahren (Az.: S 189 AS 714/17 ER) blieb ohne Erfolg. Mit
Beschluss vom 14. MÃ¤rz 2017 lehnte das Sozialgericht deren am 17. Januar 2017
gestellten Antrag, den Beklagten im Wege der einstweiligen Anordnung zu
verpflichten, ihnen fÃ¼r die Zeit vom 17. bis 31. Januar 2017 vorlÃ¤ufig Leistungen
i. H. v. 108,87 â�¬ und fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar bis zum 30. April 2017
Leistungen i. H. v. 225,00 â�¬ monatlich zu gewÃ¤hren, ab. Bei einem sich ohne
BerÃ¼cksichtigung der Einkommens-AbsetzbetrÃ¤ge ergebenden rechnerischen
monatlichen Leistungsanspruch der Antragsteller von 48,79 â�¬ (KlÃ¤gerin und
Herr J jeweils 20,58 â�¬ und Or Â Â Â 7,63 â�¬) fehle es am Anordnungsgrund.
DarÃ¼ber hinaus habe die KlÃ¤gerin kein Aufenthaltsrecht glaubhaft gemacht.

Â 

Am 3. MÃ¤rz 2017 hat die KlÃ¤gerin Klage erhoben.

Â 

Am 14. Juni 2017 stellte die KlÃ¤gerin mit ihrer Familie bei dem Beklagten einen
erneuten Antrag auf die Bewilligung von laufenden Leistungen nach dem SGB II,
welchen der Beklagte mit zwei Bescheiden vom 7. Juli 2017 fÃ¼r den Zeitraum ab
demÂ  1. Juni 2017 ablehnte.
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Â 

Dem hiergegen gerichteten Widerspruch half der Beklagte nach Kenntniserlangung
von der am 11. August 2017 erfolgten EheschlieÃ�ung zwischen der KlÃ¤gerin und
Herrn J teilweise ab. Mit Bescheid vom 31. August 2017 gewÃ¤hrte der Beklagte der
Bedarfsgemeinschaft fÃ¼r den Monat August Leistungen i. H. v. 246,59 â�¬
(LeistungsgewÃ¤hrung fÃ¼r die KlÃ¤gerin ab 11. August 2017) sowie fÃ¼r die
Monate September bis November 2017 i. H. v. 351,48 â�¬ monatlich. 

Â 

Zur BegrÃ¼ndung ihrer Klage hat die KlÃ¤gerin vorgetragen, sie halte sich wegen
der Kindessorge fÃ¼r O in Deutschland auf. Wegen des grundrechtlichen Schutzes
der Familie seien ihr fÃ¼r den Zeitraum von Dezember 2016 bis Mai 2017 laufende
Leistungen nach dem SGB II zu gewÃ¤hren.

Â 

Der Beklagte ist der Klage mit der BegrÃ¼ndung entgegengetreten, die KlÃ¤gerin
kÃ¶nne sich nicht auf ein Aufenthaltsrecht aus familiÃ¤ren GrÃ¼nden berufen. Ein
Recht auf FreizÃ¼gigkeit ergebe sich nicht aus Â§ 3 Abs. 1 FreizÃ¼gG/EU, weil die
KlÃ¤gerin im Streitzeitraum nicht FamilienangehÃ¶rige eines dem Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1
bis 5 FreizÃ¼g/EU unterfallenden UnionsbÃ¼rgers gewesen sei. Ein
FreizÃ¼gigkeitsrecht aufgrund der Verwandtschaft mit O nach Â§ 3 Abs. 1 Satz 2
FreizÃ¼gG/EU bestehe nicht, weil die KlÃ¤gerin nicht, wie nach Â§ 4 FreizÃ¼gG/EU
erforderlich, Ã¼ber ausreichende Existenzmittel verfÃ¼gt habe. Auch im Hinblick
auf Art. 6 Grundgesetz (GG) und unter BerÃ¼cksichtigung des Urteils des
Bundessozialgerichts (BSG) vom 30. Januar 2013 (B 4 AS 54/12 R) ergebe sich kein
Leistungsanspruch.

Die Beigeladene hat vorgetragen, der Leistungsausschluss der KlÃ¤gerin kÃ¶nnte
durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken unterliegen. Einem Anspruch auf
Sozialhilfe stehe Â§ 21 Satz 1 SGB XII entgegen, wozu auf die BegrÃ¼ndung des
Urteils des Sozialgerichts Berlin vom 18. Januar 2017 (S ) Bezug genommen werde. 

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 8. Juli 2020, das im EinverstÃ¤ndnis
der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung ergangen ist, abgewiesen.
BegrÃ¼ndend hat es ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin habe im Zeitraum vom 1.
Dezember 2016 bis zum 31. Mai 2017 dem Leistungsausschluss des Â§ 7 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 SGB II unterlegen. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine FreizÃ¼gigkeit als
FamilienangehÃ¶rige nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 6 FreizÃ¼gG/EU lÃ¤gen nicht vor, weil die
KlÃ¤gerin im Streitzeitraum keine FamilienangehÃ¶rige i. S. v. Â§ 3 Abs. 2
FreizÃ¼gG/EU gewesen sei. Von Leistungen nach dem SGB XII sei die KlÃ¤gerin bis
einschlieÃ�lich zum 28. Dezember 2016 nach Â Â Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3
SGB XII a. F. â�� entsprechend der Regelung des Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II â��
ausgeschlossen. Ab dem 29. Dezember 2016 ergebe sich der Leistungsausschluss
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aus Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 SGB XII n. F.

Â 

Gegen dieses ihrem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 9. Juli 2020 zugestellte Urteil
richtet sich die am gleichen Tage eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin, zu deren
BegrÃ¼ndung sie vortrÃ¤gt, dass sie entgegen der Auffassung des Gerichts ein
familiÃ¤res VerhÃ¤ltnis zu Or gehabt habe. Da dieser wiederum Ã¼ber sein
VerhÃ¤ltnis zu Herrn J ein Aufenthaltsrecht habe, stehe ihr ein solches ebenfalls zu.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts vom 8. Juli 2020 sowie den Bescheid des Beklagten
vom 20. Januar 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. Februar
2017 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, ihr laufende Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r den Monat Januar 2017 i. H.
v. 166,15 â�¬, fÃ¼r den Monat Februar 2017 i. H. v. 163,67 â�¬, fÃ¼r den Monat
MÃ¤rz 2017 i. H. v. 164,34 â�¬, fÃ¼r den Monat April i. H. v. 159,14 â�¬ und fÃ¼r
den Monat Mai 2017 i. H. v. 211,14 â�¬ zu gewÃ¤hren.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt er vor, dass der KlÃ¤gerin auch kein Aufenthaltsrecht
ausÂ  Â§ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG i. V. m. Â§ 11 FreizÃ¼gG/EU zustehe, weil
O kein minderjÃ¤hriger lediger Deutscher sei und auch nicht nach Art. 18 AEUV als
solcher zu behandeln sei. Das FreizÃ¼gG/EU sei eine direkte Umsetzung der
UnionsbÃ¼rgerrichtlinie 2004/38 EU. Diese zentrale Vorschrift zum Aufenthaltsrecht
innerhalb der EU werde Ã¼berflÃ¼ssig, wenn man nach Art. 18 AEUV auch ein
Gebot zur Gleichbehandlung auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts annehmen
wollte. Zu verweisen sei auf Ziffer 29 der Richtlinie, wonach diese nicht die
Anwendung gÃ¼nstigerer einzelstaatlicher Rechtsvorschriften berÃ¼hren solle.
Diese Vorgabe sei in Â§ 11 Abs. 1 letzter Satz FreizÃ¼gG/EU umgesetzt worden.
Hiernach sei nur das nationale Recht zu prÃ¼fen und dieses nicht mit der Folge
europarechtlich so zu modifizieren, dass sich eine BegÃ¼nstigung ergebe, die
weder vom nationalen Recht noch vom Europarecht vorgesehen sei. Art. 18 AEUV
sei als Art. 12 bereits im GrÃ¼ndungsvertrag der EG vom 25. MÃ¤rz 1957
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enthalten. Eine generelle Gleichstellung von EU-BÃ¼rger mit AngehÃ¶rigen der
Nationalstaaten wolle die Vorschrift ganz offensichtlich nicht bewirken, weil
ansonsten sÃ¤mtliche Richtlinien und Verordnungen, welche die Voraussetzungen
der FreizÃ¼gigkeit (RL 2004/38/EG) oder der sozialen Sicherheit (VO 883/2004) zum
Gegenstand haben, Ã¼berflÃ¼ssig seien.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands, insbesondere wegen
des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen, wird auf die Gerichtsakte, die
beigezogene Gerichtsakte des Berufungsverfahrens L 3 AS 1753/19 sowie den
beigezogenen Verwaltungsvorgang des Beklagten Bezug genommen, welche
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und der Beratung des Senats gewesen
sind.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die nach Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht eingelegte
Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG statthaft.

Â 

Gegenstand des Verfahrens sind neben dem erstinstanzlichen Urteil des
Sozialgerichts vom 8. Juli 2020 der Bescheid vom 20. Januar 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 13. Februar 2017 und der Leistungszeitraum vom 1.
Januar bis zum 31. Mai 2017.

Â 

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die als
kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4
SGG zulÃ¤ssige Klage zu Unrecht abgewiesen. Der Bescheid vom 20. Januar 2017 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. Februar 2017 ist rechtswidrig und
verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat gegen den Beklagten
einen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB
II fÃ¼r die Monate Januar bis Mai 2017. Anspruchsgrundlage sind Â§Â§ 7 Abs. 1 Satz
1, 19 Abs. 1 SGB III in der im Streitzeitraum geltenden Fassung vom 13. Mai 2011
(BGBl. I, S. 850). Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llte in den streitigen Monaten die
Leistungsvoraussetzungen des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II. Sie hatte das 15.
Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze des Â§ 7a SGB II noch nicht erreicht (Â§ 7
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II), war erwerbsfÃ¤hig (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II),
hilfebedÃ¼rftig (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB II) und hatte ihren gewÃ¶hnlichen
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AufenthaltÂ  in der Bundesrepublik Deutschland (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB II).

Die KlÃ¤gerin war hilfebedÃ¼rftig, weil ihr Bedarf auch unter BerÃ¼cksichtigung
des von Herrn J erzielten Einkommens aus dessen TÃ¤tigkeit als Auslieferungsfahrer
bei der Firma TGmbH nicht gedeckt war. Das Einkommen von Herrn J war nach Â§ 9
Abs. 2 Satz 1 SGB II auch bei ihr zu berÃ¼cksichtigen, da sie mit ihm in einer
Bedarfsgemeinschaft zusammen lebte (Â§ 7 Abs. 3 lit. c) SGB II). Zur
Bedarfsgemeinschaft gehÃ¶rte darÃ¼ber hinaus der gemeinsame Sohn O als dem
Haushalt angehÃ¶rendes unverheiratetes Kind, das die Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nicht aus eigenem Einkommen oder VermÃ¶gen beschaffen
konnte (Â§ 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II).

Â 

Die HÃ¶he der monatlichen LeistungsansprÃ¼che ergibt sich nachÂ  Â§ 19 Abs. 3
Satz 1 SGB II aus der GegenÃ¼berstellung der zu berÃ¼cksichtigenden Bedarfe mit
dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen:

Â 

Der Bedarf der KlÃ¤gerin setzte sich aus der Regelleistung i. H. v. 368,00 â�¬ sowie
in den Monaten Januar bis April 2017 aus den kopfanteiligen (vgl. BSG, UrteilÂ  vom
22. August 2013 â�� B 14 AS 85/12 R â�� Rn. 20) Bedarfen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II i. H. v. 142,33 â�¬ und im Monat Mai 2017
i. H. v. 203,33 â�¬ sowie dem Mehrbedarf fÃ¼r dezentrale Warmwassererzeugung
i. H. v. 8,46 â�¬ (2,3 % des Regelbedarfs nach Â§ 20 Abs. 3 SGB II, vgl. Â§ 21 Abs. 7
Satz 2 Nr. 1 SGB II) zusammen. Er betrug damit in den Monaten Januar bis April
518,79 â�¬ und im Monat Mai 579,79 â�¬. Der Bedarf von Herrn J bestand in
gleicher HÃ¶he. Der Bedarf von O setzte sich aus dem Sozialgeld i. H. v. 237,00 â�¬
und den kopfanteiligen Bedarfen fÃ¼r Unterkunft und Heizung sowie dem
Mehrbedarf fÃ¼r dezentrale Warmwassererzeugung i. H. v. 1,90 â�¬ (0,8 % des
Regelbedarfs nach Â§ 23 Nr. 1 SGB II, vgl. Â§ 21 Abs. 7 Satz 2 Nr. 4 SGB II)
zusammen. Er betrug damit in den Monaten Januar bis April 2017 monatlich 381,23
â�¬ und im Monat Mai 2017 monatlich 442,23 â�¬.

Soweit die KlÃ¤gerin und Herr J gegenÃ¼ber ihrem Vermieter die Miete gemindert
haben, ist fÃ¼r den Zeitraum der geminderten Mietzahlung nur die geminderte
Miete als Bedarf fÃ¼r Unterkunft und HeizungÂ  zu berÃ¼cksichtigen, sofern die
Mietminderung nicht offensichtlich unwirksam ist (BSG, Beschluss 23. MÃ¤rz 2021
â�� B 4 AS 8/21 BH â�� Rn. 3). Denn Verbindlichkeiten aus einem MietverhÃ¤ltnis
werden â�� ausgehend vom Wortlaut des Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II, wonach nur
tatsÃ¤chlich entstandene Bedarfe Unterkunftsbedarf sind â�� erst im Zeitpunkt
ihrer Geltendmachung als aktueller Bedarf des Leistungsberechtigten
berÃ¼cksichtigt (BSG, Urteil vomÂ Â Â Â Â Â  Â 22. MÃ¤rz 2010 â�� B 4 AS 62/09 R
â�� Rn. 13; Urteil vom 6. April 2011 â�� B 4 AS 12/10 R â�� Rn. 15; Urteil vom 24.
November 2011 â�� B 14 AS 121/10 R â�� Rn. 15; Urteil vom 13. Juli 2017 â�� B 4
AS 12/16 R â�� Rn. 17). Es obliegt den GrundsicherungstrÃ¤gern und im Streitfall
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit nicht, gegebenenfalls umstrittene
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zivilrechtliche Fragen zu klÃ¤ren. Aus grundsicherungsrechtlicher Perspektive sind
priÂvatrechtliche Vereinbarungen (beziehungsweise ErklÃ¤rungen) insofern nur
stets unbeÂachtlich, wenn entweder im konkreten Fall rechtskrÃ¤ftig ihre
Unwirksamkeit festgestellt ist oder wenn die zivilrechtliche Rechtslage offensichtlich
ist. Letzteres ist nur dann der Fall, wenn sich eine Rechtsfrage unmittelbar aus dem
Gesetz beantworten lÃ¤sst, durch hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung geklÃ¤rt ist
oder in der zivilrechtlichen RechtspreÂchung der Berufungsgerichte wiederholt
entschieden und dabei einheitlich beurteilt worden ist (BSG, Urteil vom 30. Juni
2021 â�� B 4 AS 76/20 R â�� Rn. 21). Wenn spÃ¤ter in einem wegen der MÃ¤ngel
der Wohnung gefÃ¼hrten Gerichtsverfahren festgestellt wird, dass dem Mieter kein
Minderungsrecht oder jedenfalls kein MindeÂrungsrecht in der geltend gemachten
HÃ¶he zustand, und es zu Nachforderungen kommt, gehÃ¶ren diese dann einmalig
geschuldeten Zahlungen als weiterer einmaliger Unterkunftsbedarf im Rahmen der
Kostenangemessenheit zum aktuellen Bedarf des Monats, in dem die
Nachforderung rechtskrÃ¤ftig und damit fÃ¤llig geworden ist. Erst zu diesem
Zeitpunkt steht endgÃ¼ltig fest, dass die von dem Beklagten ursprÃ¼nglich geÂ-
zahlten Mietkosten nicht den angemessenen Bedarf des KlÃ¤gers gedeckt haben
(Urteil des Senats vom 16. November 2013 â�� L 4 AS 1640/20; SÃ¤chsisches
Landessozialgericht [LSG], Urteil vom 17. MÃ¤rz 2022 â�� L 3 AS 568/21, Rn. 21 f.;
Schleswig-Holsteinisches LSG, Urteil vom 29. Oktober 2020 â�� L 6 AS 21/18, Rn. 21
f.; Sozialgericht Karlsruhe, Urteil vom 17. August 2020 â�� S 5 AS 1414/20 â�� Rn.
28; dem wohl zustimmend: BSG, Beschluss vom 23. MÃ¤rz 2021, a. a. O.).
Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Mietminderung offensichtlich unwirksam war, sind
hier nicht gegeben.

Â 

Den hiernach maÃ�geblichen Bedarfen ist zur Berechnung der monatlichen
LeistungsansprÃ¼che nach Â§Â§ 9, 11 SGB II das zu berÃ¼cksichtigende
Einkommen gegenÃ¼berzustellen. Dieses bestand vorliegend aus dem von Herrn J
erzielten Arbeitseinkommen und dem fÃ¼r O bezogenen Kindergeld. Diese
laufenden Einnahmen sind nach Â§ 11 Abs. 2 Satz 1 SGB II in dem Monat zu
berÃ¼cksichtigen, in dem sie zuflieÃ�en. Sie sind auÃ�erdem um die
AbsetzbetrÃ¤ge nach Â§ 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 8 SGB II zu bereinigen, im
Falle des Erwerbseinkommens von Herrn J also insbesondere um Steuern (Â§ 11b
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II) und SozialversicherungsbeitrÃ¤geÂ  Â  Â (Â§ 11b Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 SGB II). Nach Â§Â 11 b Abs.Â 2 SatzÂ 1 SGB IIÂ ist bei erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten, die erwerbstÃ¤tig sind, anstelle der BetrÃ¤ge nach Abs.Â 1
SatzÂ 1 Nr.Â 3 bis 5 ein Betrag von insgesamt 100,00 â�¬ monatlich abzusetzen.
Bei erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten, die erwerbstÃ¤tig sind, ist von dem
monatlichen Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit ein weiterer Betrag gem. Â§Â 11b
Abs.Â 3 SatzÂ 1 SGB IIÂ abzusetzen. Dieser belÃ¤uft sich fÃ¼r den Teil des
monatlichen Einkommens, das 100,00 â�¬ Ã¼bersteigt und nicht mehr als 1.000,00
â�¬ betrÃ¤gt, auf 20 % (Â§Â 11b Abs.Â 3 SatzÂ 1 Nr. 1 SGB II) und fÃ¼r den Teil
des monatlichen Einkommens, das 1.000,00â�¬ Ã¼bersteigt und nicht mehr als
1.200,00 â�¬ betrÃ¤gt, auf 10%. Nach Â§ 11b Abs. 3 Satz 2 SGB II tritt anstelle des
Betrages von 1.200,00 â�¬ fÃ¼r erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, die
entweder mit mindestens einem minderjÃ¤hrigen Kind in Bedarfsgemeinschaft
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leben oder die mindestens ein minderjÃ¤hriges Kind haben, ein Betrag von 1.500,00
â�¬.Â  Nach Â§Â 2 Abs.Â 1 der Verordnung zur Berechnung von Einkommen sowie
zur NichtberÃ¼cksichtigung von Einkommen und VermÃ¶gen beim
Arbeitslosengeld/Sozialgeld (Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung in der
Fassung vom 24. MÃ¤rz 2011 [Alg II-VO a.F.]) ist bei der Berechnung des
Einkommens aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit von den Bruttoeinnahmen auszugehen.
Danach bestimmt das Bruttoeinkommen die HÃ¶he der ErwerbstÃ¤tigenbeitrÃ¤ge
nachÂ Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Â§Â 11b Abs.Â 3 SGB II, die von dem
nachÂ Â§Â 11b Abs.Â 1 SatzÂ 2 Nr.Â 1 bis 5 SGB II bereinigten Einkommen
abzusetzen sind (BSG, Urteil vom 30. Juli 2008 â�� B 14 AS 43/07 R â�� Rn. 34).
FÃ¼r das Kindergeld der zur Bedarfsgemeinschaft gehÃ¶renden Kinder gilt nach Â§
11 Abs. 1 Satz 5 SGB II, dass dieses als Einkommen dem jeweiligen Kind
zuzurechnen ist, soweit es bei dem jeweiligen Kind zur Sicherung des
Lebensunterhalts, mit Ausnahme der Bedarfe nach Â§ 28, benÃ¶tigt wird.

Â 

Nach diesen MaÃ�gaben ergibt sich neben dem Kindergeld fÃ¼r den Streitzeitraum
folgendes zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen:

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Januar 2017 Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  (1.545,00 â�¬ brutto,
1.163,90 â�¬ netto) = 833,90 â�¬

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Februar 2017Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  (1.610,00 â�¬ brutto,
1.169,76 â�¬ netto) = 839,76 â�¬

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  MÃ¤rz 2017Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  (1.606,88 â�¬
brutto, 1.168,19 â�¬ netto) = 838,19 â�¬

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  April 2017Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  (1.589,55 â�¬
brutto, 1.180,48 â�¬ netto) = 850,48 â�¬

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Mai 2017Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  (1.691,21 â�¬
brutto, 1.226,41 â�¬ netto) = 896,41 â�¬

Â  

Da der Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft von 1.530,99 â�¬ in den Monaten
Januar bis April und von 1.582,66 â�¬ im Monat Mai 2017 das anzurechnende
Einkommen damit Ã¼berstieg, war die KlÃ¤gerin hilfebedÃ¼rftig. Unter
BerÃ¼cksichtigung des auf den Bedarf von O anzurechnenden Kindergeldes und
ausgehend von Â§ 9 Abs. 2 Satz 3 SGB II (Bedarfsanteilmethode) errechnen sich
fÃ¼r den Streitzeitraum folgende individuelle LeistungsansprÃ¼che der
Bedarfsgemeinschaft.

Â 
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Â 

Januar 2017

Â Summe KlÃ¤gerin Herr J O
Gesamtbedarf 1.418,81 â�¬ 518,79 â�¬ 518,79 â�¬ 381,23 â�¬
Gesamtbedarf a
bzÃ¼glichÂ Â Â 
Â  Kindergeld

1.226,81 â�¬ 518,79 â�¬ 518,79 â�¬ 189,23 â�¬

Bedarfsanteile Â 42,2877218 % 42,2877218 % 15,4245564 %
Zu berÃ¼cksicht
igendes
Einkommen

833,90 â�¬

Â 

Â Â Â 

Â Â Â Â Â 
Anspruch Â 166,15 â�¬ 166,15 â�¬ 60,60 â�¬

Â 

Â 

Â 

Februar 2017

Â Summe KlÃ¤gerin Herr J O
Gesamtbedarf 1.418,81 â�¬ 518,79 â�¬ 518,79 â�¬ 381,23 â�¬
Gesamtbedarf a
bzÃ¼glichÂ Â Â 
Â  Kindergeld

1.226,81 â�¬ 518,79 â�¬ 518,79 â�¬ 189,23 â�¬

Bedarfsanteile Â 42,2877218 % 42,2877218 % 15,4245564 %
Zu berÃ¼cksicht
igendes
Einkommen

839,76 â�¬

Â 

Â Â Â 

Â Â Â Â Â 
Anspruch Â 163,67 â�¬ 163,67 59,70 â�¬

Â 

MÃ¤rz 2017

Â Summe KlÃ¤gerin Herr J O
Gesamtbedarf 1.418,81 â�¬ 518,79 â�¬ 518,79 â�¬ 381,23 â�¬
Gesamtbedarf a
bzÃ¼glichÂ Â Â 
Â  Kindergeld

1.226,81 â�¬ 518,79 â�¬ 518,79 â�¬ 189,23 â�¬

Bedarfsanteile Â 42,2877218 % 42,2877218 % 15,4245564 %
Zu berÃ¼cksicht
igendes

838,19 â�¬ Â Â Â 
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Einkommen Â 

Â 
Â Â Â Â Â 
Anspruch Â 164,34 â�¬ 164,34 â�¬ 59,94 â�¬

Â 

April 2017

Â Summe KlÃ¤gerin Herr J O
Gesamtbedarf 1.418,81 â�¬ 518,79 â�¬ 518,79 â�¬ 381,23 â�¬
Gesamtbedarf a
bzÃ¼glichÂ Â Â 
Â  Kindergeld

1.226,81 â�¬ 518,79 â�¬ 518,79 â�¬ 189,23 â�¬

Bedarfsanteile Â 42,2877218 % 42,2877218 % 15,4245564 %
Zu berÃ¼cksicht
igendes
Einkommen

850,48 â�¬

Â 

Â 

Â Â Â 

Â Â Â Â Â 
Anspruch Â 159,14 â�¬ Â 159,14 â�¬ Â 58,05 â�¬

Â 

Mai 2017

Â Summe KlÃ¤gerin Herr J O
Gesamtbedarf 1.601,81â�¬ Â 579,79 â�¬ 579,79 â�¬Â  442,23 â�¬.
Gesamtbedarf a
bzÃ¼glichÂ Â Â 
Â  Kindergeld

1.409,81 â�¬ 579,79 â�¬ 579,79 â�¬ 250,23 â�¬

Bedarfsanteile Â 41,1253999 % 41,1253999 % 17,7492002 %
Zu berÃ¼cksicht
igendes
Einkommen

896,41 â�¬

Â 

Â 

Â Â Â 

Â Â Â Â Â 
Anspruch Â Â 211,14 â�¬ Â 211,14 â�¬ Â 91,12 â�¬

Â 

Â 

Die KlÃ¤gerin war nicht gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II in der bis zum 28.
DeÂzember 2016 geltenden Fassung (a. F.) von den Leistungen ausgeschlossen.
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Nach dieser Vorschrift sind AuslÃ¤nderinnen und AuslÃ¤nder, deren
Aufenthaltsrecht sich alÂlein aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt, und ihre
FamilienangehÃ¶rigen ausgenomÂmen.

Â 

Die KlÃ¤gerin verfÃ¼gte Ã¼ber ein Aufenthaltsrecht zum Zwecke der Arbeitsuche
aus Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1a des Gesetzes Ã¼ber die allgemeine FreizÃ¼gigkeit von
UnionsbÃ¼rÂgern (FreizÃ¼gG/EU) in der vom 9. Dezember 2014 bis zum 23.
November 2020 geltenden Fassung vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 86). Danach
sind UnionsbÃ¼rger, die sich als Arbeitnehmer, zur Arbeitssuche oder zur
Berufsausbildung aufhalten wollen, unionsÂrechtlich freizÃ¼gigkeitsberechtigt.

Â 

Die KlÃ¤gerin hatte daneben zunÃ¤chst kein Daueraufenthaltsrecht
gemÃ¤Ã�Â Â§Â 4a FreizÃ¼gG/EU. NachÂ Â§Â 4a Abs.Â 1 SatzÂ 1
FreizÃ¼gG/EUÂ haben UnionsbÃ¼rger, die sich seit fÃ¼nf Jahren stÃ¤ndig
rechtmÃ¤Ã�ig im Bundesgebiet aufgehalten haben, unabhÃ¤ngig vom Vorliegen der
weiteren Voraussetzungen desÂ Â§Â 2 Abs.Â 2 FreizÃ¼gG/EUÂ das Recht auf
Einreise und Aufenthalt (Daueraufenthaltsrecht). Diese Voraussetzungen waren im
streitbefangenen Zeitraum noch nicht erfÃ¼llt, da sich die KlÃ¤gerin erst seit dem
Â Â Â Â 1. Juni 2015 in der Bundesrepublik Deutschland aufhÃ¤lt. Ersichtlich ist auch
keine andere der inÂ Â§Â 4a FreizÃ¼gG/EUÂ geregelten Fallgruppen einschlÃ¤gig.

Â 

Die KlÃ¤gerin hatte kein Aufenthaltsrecht als FamilienangehÃ¶rige nach Â§ 2 Abs. 2
Nr. 6 FreizÃ¼gG/EU in Verbindung mit Â§ 3 Abs. 1 FreizÃ¼gG/EU. Danach haben
FamiÂlienangehÃ¶rige der in Â§Â 2 Abs.Â 2 Nr.Â 1 bisÂ Nr. 5 FreizÃ¼gG/EU
genannten UnionsbÃ¼rger das Recht nach Â§Â 2 Abs.Â 1 FreizÃ¼gG/EU, wenn sie
den UnionsbÃ¼rger begleiten oder ihm nachziehen. FÃ¼r FamilienangehÃ¶rige der
in Â§Â 2 Abs.Â 2 Nr.Â 5 FreizÃ¼gG/EU genannÂten UnionsbÃ¼rger gilt dies nach
MaÃ�gabe des Â§Â 4 FreizÃ¼gG/EU. Die KlÃ¤gerin war als unverheiratete Partnerin
des Herrn J keine FamilienangehÃ¶rige (BSG, Urteil vom 30. Januar 2013, B 4 AS
54/12 R â�� Rn. 33; Hailbronner, AuslÃ¤nÂderrecht, Stand: Juni 2023, Â§Â 2
FreizÃ¼gG/EU, Rn. 85).

Â 

AuchÂ Â§Â 3a FreizÃ¼gG/EU, wonach eine â��nahestehenden Personâ�� eines
UnionsbÃ¼rgers unter bestimmten Voraussetzungen auf Antrag das Recht zum
Aufenthalt im Bundesgebiet verliehen werden kann, vermittelte der KlÃ¤gerin kein
Aufenthaltsrecht. Diese Vorschrift ist erst durch Gesetz zur aktuellen Anpassung des
FreizÃ¼gigkeitsgesetzes/EU und weiterer Vorschriften vom 12. November 2020
(BGBl. I, S.Â 2416) in das FreizÃ¼gG/EU aufgenommen worden und
dementsprechend fÃ¼r den Streitzeitraum nicht anwendbar.
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Â 

Offen bleiben kann hier die bisher ungeklÃ¤rte Rechtsfrage (vgl.
BundesverfassungsÂgericht [BVerfG], Beschluss vom 8. Juli 2020, 1 BvR 932/20, Rn.
15; Beschluss vom 4. Oktober 2019, 1 BvR 1710/18, Rn.13), ob ein Aufenthaltsrecht
aus Â§ 11 Abs. 1 Satz 11 FreiÂzÃ¼gG/EU in der vom 1. September 2011 bis zum 23.
November 2020 geltenden FasÂsung (a. F.) vom 12. April 2011 (BGBl. I S. 610) in
Verbindung mit einer analogen Anwendung des fÃ¼r den Familiennachzug zu
Deutschen geltenden Â§ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG)
und mit dem Verbot der Diskriminierung aus GrÃ¼nden der StaatsangehÃ¶rigkeit
nachÂ  Art. 18 Abs. 1 AEUV angenommen werden kann (verneinend: LSG Berlin-
Brandenburg, Beschluss vom 7. April 2022 â�� L 18 AS 312/22 B ER â�� Rn. 8 ff.;
Beschluss vom 17. MÃ¤rz 2022 â�� L 18 AS 232/22 B ER â�� Rn. 10 ff.; Urteil vom
9. Juni 2021 â�� L 34 AS 850/17 â�� Rn. 51 ff.; Beschluss vom 22. Mai 2017 â�� L
31 AS 1000/17 B ER â�� Rn. 2 ff.; LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 16.
November 2021 â�� L 2 AS 438/21 B ER â�� Rn. 46 ff.; Hessisches LSG, Beschluss
vom 24. Mai 2023 â�� L 7 AS 26/23 B ER â�� Rn. 36; Beschluss vom 29. Juli 2021
â�� L 6 AS 209/21 B ER â�� Rn. 140 ff.; LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom
27. Juli 2017 â�� L 21 AS 782/17 B ER â�� Rn. 44 ff.; bejahend: LSG Berlin-
BrandenÂburg, Urteil vom 16. Mai 2023 â�� L 1 AS 35/21 â�� Rn. 47; LSG Nordrhein-
Westfalen, Beschluss vom 7. Juni 2023 â�� L 7 AS 586/23 B ER â�� Rn. 19;
Beschluss vom 30. Oktober 2018 â�� L 19 AS 1472/18 B ER â�� Rn. 28 ff.; LSG
Baden-WÃ¼rtÂtemberg, Urteil vom 25. Januar 2023 â�� L 3 AS 3922/20 â�� Rn. 83;
LSG Saarland â�� Urteil vom 7. September 2021 â�� L 4 AS 23/20 WA â�� Rn.
35).Â 

Â 

Die KlÃ¤gerin hatte jedenfalls ein Aufenthaltsrecht zur Wahrung der familiÃ¤ren
LebensÂgemeinschaft mit ihrem Ã¤lteren Kind gemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 1 Satz 1
FreizÃ¼gG/EU a.F. in VerÂbindung mit Â§ 36 Abs.Â 2 SatzÂ 1 AufenthG. 

Â 

Insoweit ist unschÃ¤dlich, dass eine solcher Aufenthaltstitel nicht erteilt worden ist.
Erforderlich ist nur eine fiktive PrÃ¼fung, ob neÂben einem Aufenthaltsrecht allein
zum Zwecke der Arbeitsuche auch andere AufentÂhaltszwecke den Aufenthalt des
UnionsbÃ¼rgers im Inland rechtfertigen konnten (BSG, Urteil vom 30. Januar 2013
â��Â  B 4 AS 54/12 R â�� Rn. 24). 

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 1 Satz 11 FreizÃ¼gG/EU findet auf UnionsbÃ¼rger und ihre
FamilienanÂgehÃ¶rigen, die â�� wie die KlÃ¤gerin â�� nach Â§Â 2 Abs.Â 1
FreizÃ¼gG/EU das Recht auf EinÂreise und Aufenthalt haben, unter anderem Â§Â 36
AufenthG entsprechende AnwenÂdung. Nach Â§Â 36 Abs.Â 2 SatzÂ 1 AufenthG kann
sonstigen FamilienangehÃ¶rigen eines AusÂlÃ¤nders zum Familiennachzug eine
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn es zur Vermeidung einer
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auÃ�ergewÃ¶hnlichen HÃ¤rte erforderlich ist.

Â 

Die Regelung des Â§ 36 Abs. 2 Satz 1 AufenthG ist im Zusammenhang mit Â§ 27
Abs. 1 AufenthG auszulegen. Danach wird die Aufenthaltserlaubnis zur Herstellung
und WahÂrung der familiÃ¤ren Lebensgemeinschaft im Bundesgebiet fÃ¼r
auslÃ¤ndische FamilienÂangeÂhÃ¶rige (Familiennachzug) zum Schutz von Ehe und
Familie gemÃ¤Ã� Art. 6 des GrundÂgesetzes (GG) erteilt und verlÃ¤ngert. Die
Regelung des Â§ 27 AufenthG stelltÂ selbst keine ErmÃ¤chtigungsgrundlageÂ fÃ¼r
die Erteilung eines AufÂenthaltstitels dar. Sie trifft lediglich ergÃ¤nzende und
ausgestaltende Regelungen, fÃ¼r eine Erteilung nach den Â§Â§Â 28, 29, 32, 36
AufenthG (Kluth, in Ehlers/Fehling/PÃ¼nder, Besonderes Verwaltungsrecht Band 3,
4. Auflage 2020, Der Aufenthalt aus familiÃ¤ren GrÃ¼nden nach Â§Â§Â 27Â ff., Rn.
219). 

Â 

Der persÃ¶nliche Anwendungsbereich des Â§ 36 Abs. 2 Satz 1 AufenthG ist hier
bezÃ¼gÂlich der KlÃ¤gerin erÃ¶ffnet. Der Begriff der sonstigen
FamilienangehÃ¶rigen umfasst auch unverheiratete Elternteile, da diese keinem der
sonst in Betracht kommenden TatbeÂstÃ¤nde des Familiennachzuges zuzuordnen
sind (Bundesverwaltungsgericht [BVerwG], Urteil vom 30. Juli 2013 â�� 1 C 15.12
â�� Rn. 14; Oberverwaltungsgericht [OVG] Berlin-Brandenburg, Urteil vom 5.
Dezember 2018, 3 B 8.18, Rn. 23; Hailbronner, AuslÃ¤nderrecht, Stand Juni 2023, 
Â§ 36 AufenthG, Rn. 10; Dienelt, in Bergmann/Dienelt, AuslÃ¤nderrecht, 14. Auflage
2022, Â§ 36 AufenthG, Rn. 23; OberhÃ¤user, in Hofmann, AuslÃ¤nderrecht, 3.
Auflage 2023, Â§ 36 AufenthG, Rn. 15).

Â 

Eine auÃ�ergewÃ¶hnliche HÃ¤rte im Sinne des Â§Â 36 Abs.Â 2 SatzÂ 1 AufenthG ist
hier ebenÂfalls zu bejahen. Der Nachzug nach dieser Vorschrift ist auf seltene
AusnahmefÃ¤lle beschrÃ¤nkt, in denen die Verweigerung des Aufenthaltsrechts und
damit der FamilienÂeinheit im Lichte des Art.Â 6 Abs.Â 1 und Abs. 2 GG und des 
Art.Â 8 EMRK grundlegenden Gerechtigkeitsvorstellungen widersprÃ¤che, also
schlechthin unvertretbar wÃ¤re. Eine auÃ�ergewÃ¶hnliche HÃ¤rte in diesem Sinne
setzt grundsÃ¤tzlich voraus, dass der schutzÂbedÃ¼rftige FamilienangehÃ¶rige ein
eigenstÃ¤ndiges Leben nicht fÃ¼hren kann, sondern auf die GewÃ¤hrung
familiÃ¤rer Lebenshilfe dringend angewiesen ist, und dass diese Hilfe in zumutbarer
Weise nur in Deutschland erbracht werden kann, wobei gegebeÂnenfalls
unionsrechtliche MaÃ�stÃ¤be BerÃ¼cksichtigung finden mÃ¼ssen. Ob dies der Fall
ist, kann nur unter BerÃ¼cksichtigung aller im Einzelfall relevanten, auf die
NotwendigÂkeit der Herstellung oder Erhaltung der Familiengemeinschaft
bezogenen konkreten UmstÃ¤nde beantwortet werden (BVerwG,Â  Urteil vom 8.
Dezember 2022 â�� 1 C 8.21, Rn. 23; Urteil vom 30. Juli 2013 â��Â  1 C 15/12
 â��Â Rn. 12; Urteil vom 18. April 2013 â�� 10 C 9.12 â�� Rn. 23). Â 

                            17 / 22

https://dejure.org/gesetze/AufenthG/36.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/27.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/27.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/27.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/28.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/29.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/32.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/36.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/36.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/36.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20C%2015.12
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=3%20B%208.18
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/36.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/36.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/36.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/36.html
https://dejure.org/gesetze/GG/6.html
https://dejure.org/gesetze/MRK/8.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20C%208.21
https://deref-gmx.net/mail/client/-UmrKfjywX0/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fwww.juris.de%2Fr3%2Fdocument%2FWBRE410019867%2Fformat%2Fxsl%2Fpart%2FK%3Foi%3DcpCDYSfEAX%26sourceP%3D%257B%2522source%2522%253A%2522Link%2522%257D
https://deref-gmx.net/mail/client/4FDsdLt-NZo/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fwww.juris.de%2Fr3%2Fdocument%2FWBRE410019867%2Fformat%2Fxsl%2Fpart%2FL%2Fanchor%2Frd_12%3Foi%3DcpCDYSfEAX%26sourceP%3D%257B%2522source%2522%253A%2522Link%2522%257D
https://deref-gmx.net/mail/client/aH7TRXxdr8E/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fwww.juris.de%2Fr3%2Fdocument%2FWBRE410019540%2Fformat%2Fxsl%2Fpart%2FK%3Foi%3DcpCDYSfEAX%26sourceP%3D%257B%2522source%2522%253A%2522Link%2522%257D
https://deref-gmx.net/mail/client/WQc21dc2EdA/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fwww.juris.de%2Fr3%2Fdocument%2FWBRE410019540%2Fformat%2Fxsl%2Fpart%2FL%2Fanchor%2Frd_23%3Foi%3DcpCDYSfEAX%26sourceP%3D%257B%2522source%2522%253A%2522Link%2522%257D


 

Â 

Zwar gewÃ¤hrt Art. 6 GG nach der Rechtsprechung des BVerfG keinen
unmittelbaren Anspruch auf Aufenthalt. Das Grundgesetz Ã¼berantwortet die
Entscheidung, in welcher Zahl und unter welchen Voraussetzungen Fremden der
ZuÂgang zum Bundesgebiet ermÃ¶glicht werden soll, weitgehend der
gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt. Allerdings verpflichtet die in Art. 6 Abs.
1 und 2 GG enthaltene wertentscheidende Grundsatznorm, wonach der Staat die
Familie zu schÃ¼tzen und zu fÃ¶rdern hat, die familiÃ¤ren Bindungen des den
(weiteren) Aufenthalt begehrenden AusÂlÃ¤nders an Personen, die sich
berechtigterweise im Bundesgebiet aufhalten, pflichtgeÂmÃ¤Ã�, das heiÃ�t
entsprechend dem Gewicht dieser Bindungen, in ihren ErwÃ¤gungen zur Geltung zu
bringen. Dieser verfassungsrechtlichen Pflicht des Staates zum Schutz der Familie
entspricht ein Anspruch des TrÃ¤gers des Grundrechts aus Art. 6 GG daÂrauf, dass
die zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden und Gerichte bei der Entscheidung Ã¼ber die AufÂ-
enthaltsberechtigung seine familiÃ¤ren Bindungen an im Bundesgebiet lebende
PersoÂnen angemessen berÃ¼cksichtigen. Art. 6 GG entfaltet auslÃ¤nderrechtliche
SchutzwirÂkungen nicht schon aufgrund formalrechtlicher familiÃ¤rer Bindungen.
Entscheidend ist die tatsÃ¤chliche Verbundenheit zwischen den
Familienmitgliedern, wobei grundsÃ¤tzÂlich eine Betrachtung des Einzelfalls
geboten ist. Der Schutz des Art. 6 GG gilt zwar zunÃ¤chst und zuvorderst der
Familie als Lebens- und Erziehungsgemeinschaft. BeÂsteht eine solche zwischen
dem AuslÃ¤nder und seinem Kind und kann sie nur in der Bundesrepublik
Deutschland verwirklicht werden, so drÃ¤ngt die Pflicht des Staates, die Familie zu
schÃ¼tzen, einwanderungspolitische Belange zurÃ¼ck. Bei der Bewertung der
familiÃ¤ren Beziehungen verbietet sich aber eine schematische Einordnung als
entweÂder aufenthaltsrechtlich grundsÃ¤tzlich schutzwÃ¼rdige Lebens- und
ErziehungsgemeinÂschaft oder Beistandsgemeinschaft oder aber bloÃ�e
Begegnungsgemeinschaft ohne aufenthaltsrechtliche Schutzwirkungen, zumal auch
der persÃ¶nliche Kontakt mit dem Kind in AusÃ¼bung eines Umgangsrechts
unabhÃ¤ngig vom Sorgerecht Ausdruck und Folge des natÃ¼rlichen Elternrechts
und der damit verbundenen Elternverantwortung ist und daher unter dem Schutz
des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG steht. Es kommt in diesem Zusammenhang auch nicht
darauf an, ob eine Hausgemeinschaft vorliegt und ob die von einem
Familienmitglied tatsÃ¤chlich erbrachte Lebenshilfe auch von anderen PerÂsonen
erbracht werden kÃ¶nnte. Es ist auch in Rechnung zu stellen, dass der spezifiÂsche
Erziehungsbeitrag des Vaters nicht durch die Betreuung des Kindes durch die
Mutter entbehrlich wird. Eine verantwortungsvoll gelebte und dem Schutzzweck des
Art. 6 GG entsprechende Eltern-Kind-Gemeinschaft lÃ¤sst sich nicht allein
quantitativ etwa nach Daten und Uhrzeiten des persÃ¶nlichen Kontakts oder
genauem Inhalt der einzelnen Betreuungshandlungen bestimmen. Die Entwicklung
eines Kindes wird nicht nur durch quantifizierbare BetreuungsbeitrÃ¤ge der Eltern,
sondern auch durch die geisÂtige und emotionale Auseinandersetzung geprÃ¤gt.
Bei aufenthaltsrechtlichen EntscheiÂdungen, die den Umgang mit einem Kind
berÃ¼hren, ist maÃ�geblich auch auf die Sicht des Kindes abzustellen und im
Einzelfall zu untersuchen, ob tatsÃ¤chlich eine persÃ¶nliÂche Verbundenheit
besteht, auf deren Aufrechterhaltung das Kind zu seinem Wohl angewiesen ist.
Dabei sind die Belange des Elternteils und des Kindes im Einzelfall umfassend zu
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berÃ¼cksichtigen. Dementsprechend ist zu wÃ¼rdigen, in welcher Form die
Elternverantwortung ausgeÃ¼bt wird und welche Folgen eine endgÃ¼ltige oder
voÂrÃ¼bergehende Trennung fÃ¼r die gelebte Eltern-Kind-Beziehung und das
Kindeswohl hÃ¤tte. In diesem Zusammenhang ist davon auszugehen, dass selbst
der persÃ¶nliche Kontakt des Kindes zu einem getrenntlebenden Elternteil und der
damit verbundene Aufbau und die KontinuitÃ¤t emotionaler Bindungen zu Vater und
Mutter in aller Regel der PersÃ¶nlichkeitsentwicklung des Kindes dient und das Kind
beide Eltern braucht (BVerfG, Beschluss vom 8. Dezember 2005 â�� 2 BvR 1001/04
â�� Rn. 17 ff.). 

Â 

Nach diesen MaÃ�gaben ist hier festzustellen, dass die Verweigerung eines
AufentÂhaltsrechts der KlÃ¤gerin zur Wahrung der familiÃ¤ren Lebensgemeinschaft
mit ihrem Sohn O unter BerÃ¼cksichtigung des Art. 6 Abs. 1 GG unvertretbar
gewesen wÃ¤re. ZwiÂschen den Familienmitgliedern bestand durchgehend eine
tatsÃ¤chliche VerbundenÂheit, die durch das Zusammenleben in einer Wohnung
zum Ausdruck kam. Der im Streitzeitraum erst drei Jahre alte O konnten in dieser
Zeit kein eigenstÃ¤ndiÂges Leben fÃ¼hren, sondern war als Kleinkind unabweisbar
auf die Hilfe seiner Mutter angewiesen. 

Â 

Diese Hilfe konnte auch in zumutbarer Weise nur in Deutschland erbracht werden.
Sowohl Herr J als auch O hatten ein Aufenthaltsrecht in DeutschÂland. Herr J hatte
wegen der im Streitzeitraum ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung als Auslieferungsfahrer
bei der Firma TGmbH ein Aufenthaltsrecht gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 FreiÂ-
zÃ¼gG/EU a. F. als Arbeitnehmer. Dieses Aufenthaltsrecht setzt eine wirtÂschaftliÂ-
che TÃ¤Âtigkeit voraus, die nur vorliegt, wenn es sich um eine tatsÃ¤chliche und
echte, also nicht vÃ¶llig untergeordnete und unwesentliche TÃ¤tigkeit handelt
(GerichtsÂhof der EuropÃ¤iÂschen Union [EuGH], Urteil vom 1. Februar 2017 â�� 
C-392/15 â�� Rn. 100; Urteil vom 20. November 2001 â�� C-268/99 â�� Rn.Â 33),
was bei der hier ausgeÃ¼bten VollzeitbeschÃ¤ftigung nach einer
Gesamtbetrachtung aller UmÂstÃ¤nde (tatÂsÃ¤chliche Entlohnung, Zeitumfang,
Urlaubsanspruch, Lohnfortzahlung im KrankheitsÂfall) keinen Zweifeln unterliegt
(vgl. BSG, UrteilÂ  vom 29. MÃ¤rz 2022, B 4 AS 2/21 R, Rn. 19). O hatte in den
streitigen Monaten ein von Herrn J als dem KindesÂvater abgeleitetes
Aufenthaltsrecht als FamiÂlienangehÃ¶riger aus Â§ 2 Abs. 2 Nr. 6 FreiÂzÃ¼gG/EU in
Verbindung mitÂ  Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 FreizÃ¼gG/EU. 

Â 

Eine RÃ¼ckkehr in die Heimat war hier rechtlich unzumutbar. Der EuGH hat
entschieden, dass dem Aufenthaltsrecht eines Elternteils mit StaatsangehÃ¶rigkeit
eines Mitgliedstaats oder eines Drittstaats, der fÃ¼r einen minderÂjÃ¤hrigen
UnionsbÃ¼rger tatsÃ¤chlich sorgt, jede praktische Wirksamkeit genommen
wÃ¼rde, wenn ihm nicht erlaubt wÃ¼rde, sich mit diesem BÃ¼rger im
AufnahmemitgliedÂstaat aufzuhalten, da der Genuss des Aufenthaltsrechts durch
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ein Kleinkind vorausÂsetzt, dass sich die fÃ¼r das Kind tatsÃ¤chlich sorgende
Person bei diesem aufhalten darf und dass es ihr demgemÃ¤Ã� ermÃ¶glicht wird,
wÃ¤hrend dieses Aufenthalts mit dem Kind zusammen im Aufnahmemitgliedstaat
zu wohnen (Urteil vom 8. November 2012 â�� C-40/11 â�� Rn. 69; Urteil vom 19.
Oktober 2004 â�� C-200/02 â�� Rn. 45). Zudem wÃ¤re auch das Aufenthaltsrecht
von O in seiner praktischen Wirksamkeit eingeschrÃ¤nkt worden, wenn er faktisch
geÂzwungen gewesen wÃ¤ren, das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
gemeinsam mit der KlÃ¤gerin zu verlassen (vgl. allgemein zur Auslegung der
UnionsbÃ¼rgerrichtlinie: EuGH, Urteil vom 11. April 2019 â�� C-483/17 â�� Rn. 38;
Urteil vom 5.Â Juni 2018 â�� C-673/16 â�� Rn.Â 39; Urteil vom 25.Â Juli 2008 â�� 
C-127/08 â�� Rn.Â 84; Urteil vom 11.Â Dezember 2007 â�� C-291/05 â�� Rn.Â 43).

Â 

Hier ist auch eine Ausnahme von Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG zu bejahen, wonach die
Erteilung eines Aufenthaltstitels in der Regel voraussetzt, dass der Lebensunterhalt
gesichert ist. Nach dem Konzept des Gesetzgebers gehÃ¶rt die Sicherung des
LebensÂunterhalts zu den wichtigsten Voraussetzungen fÃ¼r die Erteilung eines
AufenthaltstiÂtels. Ein Ausnahmefall liegt bei besonderen atypischen UmstÃ¤nden
vor, die so bedeutÂsam sind, dass sie das sonst ausschlaggebende Gewicht der
gesetzlichen Regel beÂseitigen, aber auch dann, wenn die Erteilung des
Aufenthaltstitels aus GrÃ¼nden hÃ¶herÂrangigen Rechts wie etwa Art.Â 6 GG oder 
Art.Â 8 EMRK geboten ist, zum Beispiel weil die Herstellung der Familieneinheit im
Herkunftsland nicht mÃ¶glich ist. Ob ein AusnahÂmefall vorliegt, unterliegt voller
gerichtlicher NachprÃ¼fung (BVerwG, Urteil vom 29. November 2012 â�� 10 C 4.12
â�� Rn. 36; Urteil vom 30. April 2009 â�� 1 C 3.08 â�� Rn. 14). Ein solcher
Ausnahmefall ist gegeben, wenn â�� wie hier â�� eine auÃ�ergewÃ¶hnÂlichen
HÃ¤rte im Sinne des Â§Â 36 Abs.Â 2 AufenthG zu bejahen ist, weil die FortfÃ¼hrung
der Familieneinheit im Ausland unzumutbar und deshalb eine Verletzung des Art.Â 6
GG und des Art.Â 8 EMRK anÂzunehmen ist (BVerwG, Urteil vom 30. Juli 2013 â�� 1
C 15.12 â�� Rn. 22).

Â 

Soweit Â§ 29 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG fÃ¼r einen Familiennachzug zu einem
AuslÃ¤nder voraussetzt, dass der AuslÃ¤nder eine Niederlassungserlaubnis,
Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU, Aufenthaltserlaubnis oder eine Blaue Karte EU
besitzt, sind wegen des â��GÃ¼nstigkeitsprinzipsâ�� des Â§ 11 Abs. 1 Satz 11
FreizÃ¼gG/EU diese Voraussetzungen durch das Aufenthaltsrecht von O nach dem
FreizÃ¼gG/EU a. F. erfÃ¼llt.

Â 

Der KlÃ¤gerin und ihrer Familie stand auch ausreichender Wohnraum im Sinne von 
Â§Â 2 Abs.Â 4 AufenthG zur VerfÃ¼gung (Â§Â 29 Abs.Â 1 Nr.Â 2 AufenthG). Das
WohnraumerforderÂnis muss auch beim Familiennachzug nach Â§Â 36 Abs.Â 2
SatzÂ 1 AufenthG erfÃ¼llt sein. Als ausreichender Wohnraum wird nach Â§Â 2
Abs.Â 4 SatzÂ 1 AufenthG nicht mehr geforÂdert, als fÃ¼r die Unterbringung eines
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Wohnungssuchenden in einer Ã¶ffentlich gefÃ¶rderÂten Sozialmietwohnung
genÃ¼gt. Der Wohnraum ist nach Â§Â 2 Abs.Â 4 SatzÂ 2 AufenthG nicht
ausreichend, wenn er den auch fÃ¼r Deutsche geltenden Rechtsvorschriften hinÂ-
sichtlich Beschaffenheit und Belegung nicht genÃ¼gt (OVG Berlin-Brandenburg â��
Urteil vom 5. Dezember 2018 â�� 3 B 8.18 â�� Rn. 27). Das MindestmaÃ� ergibt
sich in einigen BundeslÃ¤ndern aus landesrechtlichen Vorschriften der
WohnungsaufÂsichtsgesetze, die WohnungsmissstÃ¤nde, unter anderem die
Ã�berbelegung von Wohnraum, verhindern beziehungsweise ihnen vorbeugen
sollen. So bestimmt beiÂspielsweise Â§Â 7 Abs.Â 1 des Wohnungsaufsichtsgesetzes
Berlin vom 3. April 1990 (GVBl. S. 1081), dass Wohnungen nur Ã¼berlassen oder
benutzt werden dÃ¼rfen, wenn fÃ¼r jede Person eine WohnflÃ¤che von mindestens
9 Quadratmetern, fÃ¼r jedes Kind bis zu sechs Jahren eine WohnflÃ¤che von
mindestens 6 Quadratmetern vorhanden ist (OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss
vom 18. August 2005 â��Â  7 B 24.05 â�� Rn. 44). Da Â§Â 2 Abs.Â 4 AufenthG einen
gerichtlich nur eingeschrÃ¤nkt Ã¼berprÃ¼fÂbaren Beurteilungsspielraum
einrÃ¤umt, ist letztlich entscheidend darauf abzustellen, in welcher Weise die
jeweilige Verwaltungspraxis diesen Spielraum ausschÃ¶pft. Nach Nr.Â 2.4.2 der vom
Bundesministerium des Inneren erlassenen Allgemeinen VerwalÂtungsvorschrift
zum AufenthG vom 26. Oktober 2009 (GMBl. S.Â 178) ist ausreichender Wohnraum
unbeschadet landesrechtlicher Regelungen stets vorhanden, wenn fÃ¼r jeÂdes
Familienmitglied Ã¼ber sechs Jahren 12 Quadratmetern und fÃ¼r jedes
FamilienmitÂglied unter sechs Jahren 10 Quadratmetern WohnflÃ¤che zur
VerfÃ¼gung stehen und NebenrÃ¤ume (KÃ¼che, Bad, WC) in angemessenem
Umfang mitbenutzt werden kÃ¶nÂnen. Eine Unterschreitung dieser
WohnungsgrÃ¶Ã�e um etwa Â 10 Prozent ist unschÃ¤dlich (OVG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 20. November 2014 â�� 2 B 13.12 â�� Rn. 34-35; Urteil
vom 25. MÃ¤rz 2010 â�� 3 B 9.08 â�� Rn. 27). Die Wohnung der KlÃ¤Âgerin und
ihrer Familie genÃ¼gte mit ca. 62,26 Quadratmetern diesen Anforderungen. Bei
BerÃ¼cksichtigung von jeweils 12 Quadratmetern fÃ¼r die KlÃ¤gerin und Herrn J
sowie von 10 Quadratmetern fÃ¼r O ergeben sich zunÃ¤chst 34 Quadratmeter,
woraus sich nach Abzug von 10 Prozent eine MindestgrÃ¶Ã�e von 30,6
Quadratmetern errechnet, welche die WohnflÃ¤che der vorhandenen Unterkunft
deutlich unterschreitet. 

Â 

Die Erteilung eines Aufenthaltstitels steht gemÃ¤Ã� Â§Â 36 Abs.Â 2 Satz 1 AufenthG
grundÂsÃ¤tzlichÂ im Ermessen der AuslÃ¤nderbehÃ¶rde. Ist die Erteilung einer
AufenthaltserlaubÂnis zur Vermeidung einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen HÃ¤rte
erforderlich, so ist deren VersaÂgung im Rahmen des durch Â§Â 36 Abs.Â 2 Satz 1
AufenthG erÃ¶ffneten Ermessens nur durch gegenlÃ¤ufige Belange von
Ã¼berwiegendem Gewicht zu rechtfertigen. Fehlt es an derartigen Belangen, so ist
das Ermessen der AuslÃ¤nderbehÃ¶rde auf Null reduziert und diese zur Erteilung
der Aufenthaltserlaubnis verpflichtet (OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 22.
Dezember 2014 â�� 18 A 1689/13 â�� Rn. 26). Das ist hier aus den oben genannten
GrÃ¼nden der Fall (vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 1. Juni 2023 â�� L 32
AS 2002/19 â�� Rn. 38; OVG Berlin-Brandenburg â�� Beschluss vom 3. Mai 2019
â�� 11 N 89.18 â�� Rn. 12).
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Â 

Â Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

Â 

Die Revision ist nicht zuzulassen, da Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG nicht
erfÃ¼llt sind.

Â 

Erstellt am: 26.08.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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